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Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
 
Ich beantworte die an mich gerichtete schriftliche parlamentarische  
Anfrage Nr. 6510/J der Abgeordneten Dr. Dagmar Belakowitsch-Jenewein und 
weiterer Abgeordneter nach den mir vorliegenden Informationen wie folgt: 
 
Fragen 1 und 2: 
 Sind Sie in Kenntnis des Epidemiegesetzes als zuständige Gesundheitsministerin 

immer noch der Meinung, dass es in keinem gesundheitsrelevanten Gesetz 
spezifische Regelungen über Informationsverpflichtungen der Öffentlichkeit gibt? 

 Aus welchen Gründen wurde die seinerzeitige Anfrage nicht entsprechend 
beantwortet? 

 
Ja. § 6 Abs. 1 Epidemiegesetz verpflichtet die Gesundheitsbehörde über jeden Fall 
einer anzeigepflichtigen Krankheit sowie über jeden Verdachtsfall einer solchen 
Krankheit ohne Verzug die zur Verhütung der Weiterverbreitung der betreffenden 
Krankheit notwendigen Vorkehrungen im Sinne der folgenden Bestimmungen des 
Epidemiegesetzes für die Dauer der Ansteckungsgefahr zu treffen. 
 
§ 6 Abs. 2 Epidemiegesetz regelt im Anschluss an Abs. 1 leg. cit., wonach die 
notwendigen Vorkehrungen zur Verhütung der Weiterverbreitung der betreffenden 
Krankheit zu treffen sind, die Art und Weise der Kundmachung behördlicher 
Anordnungen (Verordnungen).  
 
Alle durch Krankheiten im Sinne des Epidemiegesetzes gefährdeten Personen werden 
anlässlich von Umgebungsuntersuchungen selbstverständlich vom Auftreten von  
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anzeigepflichtigen Krankheiten informiert. Eine Informationspflicht der gesamten 
Öffentlichkeit gegenüber wäre nur dann gegeben, wenn dies eine notwendige 
Vorkehrung im Sinne des § 6 Abs. 1 Epidemiegesetz darstellt. 
 
Ein – außerhalb von Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des Gesundheitswesens – 
allenfalls aus Art. 10 EMRK ableitbarer Informationsanspruch ist gegenüber anderen 
geschützten Grundrechten, insbesondere Art. 8 EMRK, abzuwägen. 
 
 
 
 
 

 

Dr.in Sabine Oberhauser 
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